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1. Fristen und Termine

Steuerzahlungstermine im April:


   Fälligkeit
Ende der Schonfrist bei Zahlung durch


 
Überweisung (Wert-
Scheck/bar 


stellung beim Finanzamt)

Lohn- /Kirchensteuer
10.04.
13.04.
keine Schonfrist

Umsatzsteuer
10.04.
13.04.
keine Schonfrist

Hinweis:

Zahlungen per Scheck gelten ab dem 1.1.2007 erst am 3. Tag nach dessen Eingang beim Finanzamt als geleistet. Bitte achten Sie daher auf eine rechtzeitige Übergabe oder Einsendung, um Säumniszuschläge zu vermeiden.  

Zahlungstermine für Sozialversicherungsbeiträge im April: 


   Fälligkeit


für den Monat April 
26.04.

Hinweis: 

Ab 2006 sind die Beiträge zur Sozialversicherung am Ende des Monats zu zahlen, in dem die Arbeit geleistet wird. Der zu zahlende Betrag für den laufenden Monat kann in Höhe des Betrages des Vormonats geschätzt werden.

2. Finanzgericht hält Streichung der Pendlerpauschale für verfassungswidrig

Mit dem Steueränderungsgesetz 2007 wurde die sog. Pendlerpauschale für Fahrten zwischen Wohnung und Arbeitsstätte neu geregelt, wodurch es ab 2007 zu erheblichen Einschnitten für viele Steuerpflichtige kommt. Bis zum 31.12.2006 konnte für die beruflich bedingte Wegstrecke eine Entfernungspauschale von 30 Cent je Entfernungskilometer geltend machen. 

Seit dem 1.1.2007 beginnt nach Ansicht des Gesetzgebers die berufliche Sphäre aus steuerlicher Sicht erst am Werkstor. Grundsätzlich entfällt dadurch der Ansatz der Pendlerpauschale als Werbungskosten. Nur für Fernpendler gibt es eine Ausnahme: sie können ab dem 21. Kilometer die Entfernungspauschale als Werbungskosten ansetzen. Berufspendlern bringt diese Neuregelung erhebliche Einbußen: konnte ein Steuerpflichtiger bei 220 Arbeitstagen und einer Entfernung zur Arbeitsstätte von 20 Kilometern bisher 1.320 € als Werbungskosten abziehen, kann er ab 2007 steuerlich nichts mehr geltend machen.

Bereits während des Gesetzgebungsverfahrens wurde die Abschaffung der Pendlerpauschale kritisiert und für verfassungsrechtlich bedenklich gehalten. Zwar gilt die Neuregelung erst ab 2007, allerdings sind viele Steuerpflichtige bereits jetzt betroffen, wenn sie z.B. beim Finanzamt die Eintragung eines Freibetrags auf der Lohnsteuerkarte beantragen wollen und dies nicht in der sonst üblichen Höhe möglich ist. So kam es, dass bereits nach kurzer Zeit einige Klagen vor den Finanzgerichten anhängig waren.

In einem ersten Fall hat nun das Niedersächsische Finanzgericht sein Urteil über die Pendlerpauschale gefällt: nach seiner Ansicht sei die Streichung verfassungswidrig. Nun muss das Bundesverfassungsgericht über die Sache entscheiden. Mit der Streichung verstoße der Gesetzgeber sowohl gegen das subjektive als auch gegen das objektive Nettoprinzip, das für die Besteuerung nach der finanziellen Leistungsfähigkeit jedoch geboten sei, so die Begründung der Richter. Das subjektive Nettoprinzip könne verletzt werden, wenn das verfassungsrechtlich geschützte Existenzminimum besteuert werde. Dabei handele es sich um die Fälle, in denen bei Ansatz der Aufwendungen als Werbungskosten keine Einkommensteuer anfallen würde, weil das Einkommen unter den Grundfreibetrag sinkt. Könnten nun die Kosten für Fahrten zur Arbeitsstätte nicht angesetzt werden, wären trotz eines Einkommens unter dem Existenzminimum Steuern zu zahlen. Gegen das objektive Nettoprinzip werde verstoßen, weil der Gesetzgeber Kosten nicht mehr zum Abzug zulasse, die für eine Vielzahl von Steuerpflichtigen aber zwangsläufig seien, um überhaupt Arbeitseinkommen erzielen zu können.   

Hinweis:

Wie bereits erwähnt, gilt die eingeschränkte Entfernungspauschale zwar erst ab 2007. Aktuell betroffen sind neben Steuerpflichtigen, die einen Freibetrag auf der Lohnsteuerkarte begehren, auch Arbeitnehmer, die von ihrem Arbeitgeber pauschal versteuerte Fahrtkostenzuschüsse erhalten. Diese müssen unbedingt an die neue Rechtslage ab 2007 angepasst werden, da eine Pauschalversteuerung nur in Höhe des individuellen Werbungskostenabzugs möglich ist. Wird dieser Wert überschritten, liegt insoweit steuer- und sozialversicherungspflichtiger Arbeitslohn vor, was besonders bei Minijobs gravierende Auswirkungen haben kann. Alternativ zu einem Fahrtkostenzuschuss kann der Arbeitgeber auch bis zur Freigrenze von 44 € im Monat Tankgutscheine steuerfrei ausgeben. 

Wer sich gegen die Streichung der Pendlerpauschale bereits jetzt wehren will, kann Einspruch einlegen und bis zur endgültigen Entscheidung durch das Bundesverfassungsgericht das Ruhen des Verfahrens beantragen. Ein Aktenzeichen des Bundesverfassungsgerichtes liegt noch nicht vor. Unabhängig davon hat das Niedersächsische Finanzgericht in einem weiteren Verfahren das Finanzamt dazu verpflichtet, auch für die ersten 20 Kilometer einen Freibetrag auf der Lohnsteuerkarte einzutragen. In vergleichbaren Fällen könnte damit zunächst auf den Beschluss des Finanzgerichtes hingewiesen werden, da ein Aktenzeichen des BFH noch nicht vorliegt. Wir helfen Ihnen dabei gerne!

Quelle: Niedersächsisches FG, Urteil vom 27. Februar 2007, 8 K 549/06, LEXinform Nr. 5004161; Niedersächsisches FG, Pressemitteilung vom 5. März 2007, LEXinform Nr. 0173211; Niedersächsisches FG, Beschluss vom 2. März 2007, 7 V 21/07, Revision eingelegt, LEXinform Nr. 5004169

3. Erleichterungen für Sturmschäden durch „Kyrill“

Durch den Orkan „Kyrill“ sind am 18. und 19.1.2007 in weiten Teilen der Bundesrepublik beträchtliche Schäden entstanden. Die Beseitigung dieser Schäden wird bei vielen Steuerpflichtigen zu erheblichen finanziellen Belastungen führen. Daher haben sich die Finanzbehörden des Bundes und der Länder auf folgende Billigkeitsmaßnahmen zur Vermeidung unbilliger Härten geeinigt. 

Stundungs- und Vollstreckungsmaßnahmen sowie Anpassung der Vorauszahlungen

Die nachweislich unmittelbar und nicht unerheblich betroffenen Steuerpflichtigen können bis zum 30.6.2007 unter Darlegung ihrer Verhältnisse Anträge auf Stundung der bis zu diesem Zeitpunkt bereits fälligen oder fällig werdenden Steuern sowie Anträge auf Anpassung der Vorauszahlungen auf die Einkommen- oder Körperschaftsteuer stellen. Es sollen keine strengen Anforderungen gestellt werden.

Hinweis:

Auf die Erhebung von Stundungszinsen kann im Regelfall verzichtet werden. Anträge auf Stundung der nach dem 30.6.2007 fälligen Steuern sowie auf Anpassung der Vorauszahlungen sind aber besonders zu begründen.

In Fällen des Vollstreckungsverfahrens gelten diese Regelungen entsprechend, d.h. Abstandnahme von Vollstreckungsmaßnahmen bis 30.6.2007 und Verzicht auf Säumniszuschläge.

Einkommen und Körperschaftsteuer

Aufwendungen für die Wiederherstellung beschädigter Betriebsgebäude und beschädigter beweglicher Anlagegüter können ohne nähere Prüfung als Erhaltungsaufwand anerkannt werden, wenn mit der Wiederherstellung innerhalb von drei Jahren nach dem Sturm begonnen wurde und die bisherigen Buchwerte fortgeführt werden. Das gilt bei Gebäuden nur, wenn die Aufwendungen 45.000 € nicht übersteigen. Dabei ist von den gesamten Aufwendungen auszugehen, auch wenn diese teilweise durch Entschädigungen gedeckt sind.

Der Abzug von Erhaltungsaufwand kommt nur insoweit in Betracht, als die Aufwendungen des Steuerpflichtigen die Entschädigungen übersteigen und der Steuerpflichtige wegen des Schadens keine Absetzung für außergewöhnliche technische oder wirtschaftliche Absetzungen vornimmt. Die Aufwendungen zur Beseitigung der Unwetterschäden am Grund und Boden können sofort als Betriebsausgaben abgezogen werden. Das Gleiche gilt für Aufwendungen zur Wiederherstellung von Hofbefestigungen und Wirtschaftswegen, wenn der bisherige Buchwert beibehalten wird. 

Hinweis:

Bei Gewinnermittlung durch Einnahme-Überschussrechnung kann Erhaltungsaufwand größeren Umfangs auf Antrag gleichmäßig auf 2 bis 5 Jahre verteilt werden.

Quelle: BMF-Schreiben vom 22. Februar 2007, S 1915 A 026 II 11

4. BFH hält Auflösung einer Ansparrücklage anlässlich Betriebsaufgabe erneut für begünstigt

Kleinere und mittlere Unternehmen können für die geplante Anschaffung von Wirtschaftsgütern eine gewinnmindernde Rücklage in Höhe von 40 % der Anschaffungskosten bilden. Begünstigt sind Investitionen in neues bewegliches abnutzbares Anlagevermögen. Die Investition muss spätestens bis zum Ende des zweiten Wirtschaftsjahres erfolgen, das auf die Bildung der Rücklage folgt. Wird innerhalb des Zwei-Jahres-Zeitraums das Wirtschaftsgut nicht wie geplant angeschafft oder hergestellt, ist die Rücklage spätestens dann gewinnerhöhend aufzulösen und zusätzlich mit 6 % pro Jahr zu verzinsen. 

Häufig sind die Fälle, in denen der Unternehmer eine Rücklage gebildet hat, aber sein Unternehmen noch vor Ablauf des Zwei-Jahres-Zeitraums veräußert oder aufgibt. Die Rücklage muss dann zum Zeitpunkt der Aufgabe oder Veräußerung gewinnerhöhend aufgelöst werden. Unklarheit herrscht immer noch darüber, ob dieser Auflösungsgewinn zum laufenden Gewinn des letzten Wirtschaftsjahres gehört oder zum begünstigten Betriebsveräußerungs- oder -aufgabegewinn zählt. Letzterer ist einkommensteuerlich begünstigt und unterliegt nicht der Gewerbesteuer, hat also klare Vorteile für den Steuerpflichtigen. 

Bereits 2004 entschied der BFH, dass der Auflösungsgewinn nicht zum laufenden Gewinn zählt sondern zum tarifbegünstigen Veräußerungsgewinn gehört. Die Finanzverwaltung erkannte das Urteil 
aber nicht an und wollte es nicht über den entschiedenen Einzelfall hinaus anwenden. Somit konnten betroffene Steuerpflichtige nicht automatisch von der positiven BFH-Entscheidung profitieren. Inzwischen hat der BFH seine Meinung von damals bestätigt. Er begründete seine Auffassung damit, dass die Rücklagenauflösung allein durch die Betriebsveräußerung oder –aufgabe veranlasst sei und der Steuerpflichtige unter sonst anderen Umständen innerhalb der Zwei-Jahres-Frist noch Zeit gehabt hätte, die geplante Investition durchzuführen.  

Der BFH betonte aber auch, dass der Unternehmer eine steuermindernde Ansparrücklage erst gar nicht bilden dürfe, wenn er bereits bei Einreichung des entsprechenden Jahresabschlusses den Entschluss gefasst habe, seinen Betrieb aufzugeben oder zu veräußern.     

Hinweis:

Auf dieses neue Urteil können sich nun alle Betroffenen berufen, denen das Finanzamt die Begünstigungen für den Auflösungsgewinn versagt. Wie die Finanzverwaltung auf das BFH-Urteil reagieren wird, bleibt abzuwarten. 

Quelle: BFH-Urteil vom 20. Dezember 2006, X R 31/03, LEXinform Nr. 5004124; BFH-Pressemitteilung vom 28. Februar 2007, Nr. 23/07, LEXinform Nr. 0173189

5. Ansparrücklage: GmbH & Co. KG als Existenzgründer?

Existenzgründer werden bei der Bildung einer Ansparrücklage bevorzugt. Statt innerhalb von 2 Jahren muss der Existenzgründer die geplante Investition innerhalb von 5 Jahren seit Bildung der Rücklage durchführen. Unterbleibt die Anschaffung, muss die Rücklage zwar gewinnerhöhend aufgelöst werden, doch muss der sonst übliche Gewinnzuschlag von 6 % p.a. nicht vorgenommen werden. Der Rücklagenhöchstbetrag beläuft sich auf 307.000 € statt wie im Normalfall auf 154.000 €. Der Gründungszeitraum umfasst das Wirtschaftsjahr der Betriebseröffnung sowie die fünf folgenden Wirtschaftsjahre. Doch wer zählt alles zum Kreis der Existenzgründer? Laut Gesetz sind das:

· natürliche Personen, die in den letzten 5 Jahren weder zu mehr als 10 % an einer Kapitalgesellschaft beteiligt gewesen sind noch Gewinneinkünfte erzielt haben sowie

· Personen- und Kapitalgesellschaften, deren sämtliche Mitunternehmer bzw. Gesellschafter die o.g. Voraussetzungen erfüllen. 

Die OFD Koblenz hat sich dazu geäußert, ob eine GmbH & Co. KG die Existenzgründereigenschaft erfüllen kann. Würde man das Gesetz sinngemäß auslegen, könnte dies in bestimmten Fällen erfüllt sein. Grundsätzlich kann eine Kapitalgesellschaft nur dann Existenzgründerin sein, wenn an ihr nur natürliche Personen beteiligt sind, die die Voraussetzungen des Existenzgründers erfüllen. An einer GmbH & Co. KG sind zwar nicht nur natürliche Personen beteiligt sondern auch die Komplementär-GmbH, an der sich aber wiederum lediglich Existenzgründer beteiligen können. 

Anderer Ansicht ist da die OFD Koblenz. Die GmbH & Co. KG ist eine Personengesellschaft. Personengesellschaften können nur dann Existenzgründer sein, wenn alle Mitunternehmer natürliche Personen sind, die die Existenzgründereigenschaft erfüllen. Daraus ergebe sich, dass der Existenzgründerstatus nicht durch eine GmbH & Co. KG erfüllt werden könne, weil eine Kapitalgesellschaft Mitunternehmer sei. Das gelte auch für andere Personengesellschaften, bei denen eine Kapitalgesellschaft Mitunternehmer sei, wie etwa eine GmbH & atypisch stille Gesellschaft. Diese Gesellschaften könnten daher Ansparrücklagen nur nach den üblichen Grundsätzen bilden.

GmbH & Co. KGs, die zu Unrecht eine Ansparrücklage für Existenzgründer gebildet haben, sollen – sofern keine normale Ansparrücklage in Betracht kommt –, diese im letzten noch offenen Jahr erfolgswirksam auflösen. Daneben wird der Gewinn des laufenden Jahres durch den Gewinnzuschlag erhöht. Die irrtümlich gebildete Rücklage soll bspw. auch im 4. Wirtschaftsjahr zzgl. eines Gewinnzuschlages für 4 Jahre aufgelöst werden, selbst wenn in diesem Jahr die geplante Investition tatsächlich erfolgt ist. 

Hinweis:

Im Zuge der Unternehmensteuerreform soll die Existenzgründervariante nach den Plänen der Bundesregierung abgeschafft werden. Doch damit nicht genug: künftig sollen Ansparrücklagen, bei denen es nicht zu einer Investition kommt, rückwirkend im Jahr ihrer Bildung aufgelöst werden. Damit würde erhebliches Gestaltungspotential verloren gehen, denn die Verlagerung von Gewinnen in folgende Wirtschaftsjahre ist damit nicht mehr möglich. 

Werden diese Pläne wie vorgesehen umgesetzt, können sich die Neuregelungen bereits jetzt auswirken, denn das neue Gesetz soll bereits auf alle Wirtschaftsjahre anzuwenden sein, die nach seiner Verkündung im Bundesgesetzblatt enden. Wann das sein soll, steht zwar noch nicht fest. Jedoch soll die abschließende Zustimmung durch den Bundesrat noch vor der parlamentarischen Sommerpause erfolgen. 

Quelle: OFD-Koblenz, Verfügung vom 24. Januar 2007, S 2139b A St 31 3, LEXinform Nr. 5230540

6. Aufwendungen für eine Internet-Adresse nicht abschreibungsfähig

Ob der Internet-Auftritt erfolgreich ist oder nicht, hängt unter anderem auch vom Domain-Namen oder der sog. Internet-Adresse ab, unter dem die gewünschte Seite im Internet aufgerufen werden kann. Domainnamen können nur einmal vergeben werden; dadurch wird eine faktisch ausschließliche Stellung begründet, die mit einem gewerblichen Schutzrecht vergleichbar ist. Wenn der gewünschte Domain-Name bereits vergeben ist, werden nicht selten hohe Beträge an den Inhaber gezahlt, um von ihm den gewünschten Namen zu bekommen. Doch können diese Kosten im Rahmen einer linearen Abschreibung auch steuerlich geltend gemacht werden? Der BFH hat dies in einem aktuellen Urteil verneint.

Im Streitfall hatte ein Steuerpflichtiger ebensolche Kosten für den Erwerb des gewünschten Domain-Namens ausgegeben und als sofort abzugsfähige Betriebsausgabe angesehen. Das Finanzamt ließ die Aufwendungen unberücksichtigt und begründete seine Ansicht damit, dass ein nicht abnutzbares Wirtschaftsgut erworben wurde. Der Steuerpflichtige könne nicht einmal Abschreibungen geltend machen. 

Das Finanzgericht und schließlich auch der BFH kamen zu demselben Ergebnis. Die Nutzbarkeit eines Domain-Namens ist nicht zeitlich beschränkt. Einen im Laufe der Zeit eintretenden Wertverzehr - und damit die Möglichkeit, Absetzungen für Abnutzung vorzunehmen - vermochte das Gericht nicht zu erkennen. Der Meinung des Steuerpflichtigen, wegen der rasanten technischen wie auch inhaltlichen Weiterentwicklung bei Internet-Auftritten könne eine wirtschaftliche Abnutzung nicht verneint werden, EDV-Software werde ja auch planmäßig über drei Jahre abgeschrieben, sei nicht zu folgen. Eine Internet-Adresse sei vielmehr als Eingangstor zum Internet-Auftritt unabhängig vom Zeitgeist sowie der Bewerbung und damit auf Dauer ohne zusätzliche Maßnahmen, ähnlich einer Hausadresse oder Telefonnummer, nutzbar. Der Wert einer Internet-Adresse werde maßgeblich von ihrer Prägnanz bzw. ihrem schlagwortartigen Charakter bestimmt, wobei - jedenfalls wenn die Domain, wie hier, nicht aus einer Marke bestehe - keine Abnutzungserscheinungen festgestellt werden könnten.

Hinweis:

Eine Berücksichtigung der Anschaffungskosten als Betriebsausgaben könnte allenfalls bei einer eventuellen Veräußerung in Betracht kommen.

Ob eine Domain-Adresse ausnahmsweise dann abnutzbar ist, wenn sie sich aus einem Schutzrecht ableitet, wie etwa bei einer Marke, deren Schutzrecht in der Regel 10 Jahre beträgt, hat das Gericht offen gelassen.  

Quelle: BFH-Urteil vom 19. Oktober 2006, III R 6/05, BFH/NV 2007 S. 546; BFH-Pressemitteilung 14. Februar 2007, Nr. 18/07, LEXinform Nr. 0173154

7. Abschreibung bei vorheriger Nutzung im Rahmen von Überschusseinkünften

Nicht selten werden Wirtschaftsgüter in ein Betriebsvermögen eingebracht, die vorher schon im Rahmen einer anderen Einkunftsart, z.B. bei Vermietung und Verpachtung, genutzt und dort auch abgeschrieben wurden. So war es auch in einem vor dem Finanzgericht Münster verhandelten Fall. Dort wurde eine OHG gegründet und einer ihrer Gesellschafter brachte ein Grundstück mit dem darauf stehenden vermieteten Gebäude in die OHG ein, was sich bisher in seinem Privatvermögen befand. Die bisherigen Abschreibungsbeträge hatte er bei seinen Einkünften aus Vermietung und Verpachtung geltend gemacht. Streitpunkt mit dem Finanzamt war, in welcher Höhe die OHG von diesem Grundstück Abschreibungen vornehmen konnte, denn das Grundstück hatte seinerzeit nur Anschaffungskosten von lediglich 10.000 € gehabt, die im Prinzip im Laufe der Jahre fast vollständig verbraucht waren. Der Verkehrswert und damit auch Einlagewert des Grundstücks betrug aber ca. 143.000 €. Die OHG wollte nun die künftige Abschreibung vom Einlagewert abzüglich der bereits geltend gemachten Abschreibungen vornehmen, was das Finanzamt aber nicht zuließ.

Es stützte sich auf die gesetzlichen Bestimmungen: die Abschreibung sei von den historischen Anschaffungskosten abzüglich der bislang vorgenommenen Afa-Beträge vorzunehmen. Der Einlagewert sei zwar korrekt ermittelt worden, als Bemessungsgrundlage für die Abschreibung aber ohne Bedeutung. Sinn und Zweck dieser Regelung sei es, dass dem Steuerpflichtigen nicht mehr als 100 % des Abschreibungsvolumens zu Gute komme. Somit könne die OHG das eingelegte Grundstück nur in 
einem sehr geringen Umfang abschreiben. 

Überraschenderweise beurteilte das Finanzgericht Münster den Fall anders: nicht die historischen Anschaffungs- oder Herstellungskosten abzüglich der bislang in Anspruch genommenen Afa-Beträge sind Bemessungsgrundlage für die Abschreibung nach der Einlage, sondern der Einlagewert vermindert um die bereits erfassten Abschreibungen. Dadurch würde auch vermieden werden, dass bereits erfasste Afa-Beträge in die Afa-Bemessungsgrundlage eingehen. Eine andere Auslegung der gesetzlichen Vorschrift komme nach Ansicht des Finanzgerichtes nicht in Betracht.

Hinweis:

Das Finanzamt hat gegen das Urteil keine Revision beim BFH eingelegt. Das Urteil ist somit rechtskräftig.

Sollte Ihnen das Finanzamt in einem ähnlichen Fall die Abschreibungen unzulässigerweise kürzen, berufen Sie sich auf dieses Urteil! Wir helfen Ihnen dabei gerne!

Quelle: FG Münster, Urteil vom 23. August 2006, 1 K 6956/03 F, EFG 2007 S. 178

8. Steuerliche Behandlung von Einnahmen aus Betreuungstätigkeit

Als Berufsbetreuer wird tätig, wer rechtliche Betreuungen von Personen im Rahmen einer entgeltlichen Berufstätigkeit ausübt. Im Vergleich zur ehrenamtlichen Betreuung liegt eine Berufsmäßigkeit dann vor, wenn mehr als 10 Betreuungen geführt werden und der dafür benötigte Zeitaufwand mehr als 20 Wochenstunden beträgt. 

Die Einnahmen aus der Betreuertätigkeit führen nach der Rechtsprechung des BFH zu Einkünften aus Gewerbebetrieb. Häufig werden Rechtsanwälte als Berufsbetreuer tätig, die sonst Einkünfte aus selbständiger Tätigkeit haben. Die gewerblichen Einkünfte aus der Betreuertätigkeit führen aber nicht 
automatisch dazu, dass die gesamten Einkünfte ebenfalls gewerblich werden, wenn diese Einkünfte getrennt ermittelt und aufzeichnet werden. Folglich hat der Steuerpflichtige auch zwei Gewinnermittlungen einzureichen. 

Achtung ist geboten, wenn der Steuerpflichtige an einer freiberuflichen Sozietät beteiligt ist. Wird die Betreuertätigkeit im Rahmen des Gesellschaftsverhältnisses ausgeführt, können dadurch die gesamten Einkünfte der GbR gewerblich werden, wenn der Anteil der Einnahmen aus Betreuertätigkeit mehr als 1,25 % der gesamten Einnahmen der GbR ausmacht. 

Im Gegensatz zur berufsmäßigen Betreuung wird auch eine Vielzahl von Personen als ehrenamtliche Betreuer eingesetzt. Diese erhalten in der Regel eine pauschale Aufwandsentschädigung von 323 € pro betreute Person. Wird die Aufwandsentschädigung gezahlt, entfällt die Möglichkeit für den Ehrenamtlichen, weiteren Aufwendungsersatz für z.B. Fahrtkosten, Portokosten oder Telefongebühren zu verlangen. Als Werbungskosten werden ohne weiteren Nachweis 25 % der jeweiligen Entschädigung anerkannt. Die Entschädigung zählt zu den sonstigen Einkünften und ist steuerpflichtig, wenn die Einkünfte 256 € im Jahr übersteigen. Eine sonstige Steuerbefreiung kommt für die Zahlung nicht in Betracht.

Quelle: OFD-Koblenz, Verfügung vom 15. Dezember 2006, S 2240 A St 31 4, DB 2007 S. 255

9. Keine Änderung bestandskräftiger Bescheide für Geldspielautomatenbetreiber

Bereits 2005 entschied der EuGH, dass die Umsatzsteuerbefreiung für Geldspielautomaten nicht nur für öffentliche Spielbanken gilt, sondern auch für private Anbieter. Im deutschen Umsatzsteuerrecht waren die Umsätze privater Anbieter bis dahin als umsatzsteuerpflichtig eingestuft. Für diese Unternehmer hatte das Urteil die Folge, dass ihre Umsätze ab sofort steuerfrei waren. Umsatzsteuerfestsetzungen, die noch nicht bestandskräftig waren, konnten ebenfalls unter Anwendung des neuen Urteils noch geändert werden. Aber auch für bereits bestandskräftige Steuerbescheide versuchten etliche Unternehmer eine Änderung zu erreichen. Dabei beriefen sie sich auf die sog. Emmott’sche Fristenhemmung, wonach sich ein Mitgliedstaat nicht auf die Bestandskraft einer Steuerfestsetzung berufen dürfe, solange er eine Richtlinie nicht ordnungsgemäß umgesetzt habe. 

Inzwischen waren mehrere Revisionsverfahren vor dem BFH wegen dieser Frage anhängig, von denen zwei Verfahren nun entschieden wurden:   

Im ersten Urteilsfall betrieb eine GmbH Geldspielautomaten. Nachdem der EuGH sein Urteil zur Umsatzsteuerfreiheit verkündet hatte, legte sie im Jahr 2005 Einspruch gegen die Umsatzsteuerfestsetzungen 1993 und 1994 ein und beantragte Wiedereinsetzung in den vorigen Stand. Ähnlich war der zweite Urteilsfall gelagert: hier legte eine Spielhallenbetreiber-GmbH Einspruch gegen die bestandskräftigen Bescheide für 1985 bis 1996 und 1998 ein. Beide begründeten ihren Antrag auf Wiedereinsetzung mit der Emmott’schen Fristenhemmung. 

Der BFH verneinte die rückwirkende Änderbarkeit der bestandskräftigen Bescheide. Der EuGH habe nach dem sog. Emmott-Urteil mehrfach klar gestellt, dass seine Entscheidungen nur in Ausnahmefällen auch bei bereits bestandskräftigen Bescheiden durchgesetzt werden können. Das sei dann der Fall, wenn die Nichteinhaltung der Klagefristen auf einem treuwidrigen Verhalten der Behörde beruhe. Bestandskräftige Bescheide könnten rückwirkend nur dann vom günstigeren Gemeinschaftsrecht profitieren, wenn im nationalen Recht eine entsprechende Änderungsvorschrift vorhanden sei. Grundsätzlich vorrangig sei Rechtssicherheit, die mit der Bestandskraft des Bescheides eintrete. Im Übrigen könnte man sich nicht darauf berufen, dass der deutsche Gesetzgeber die gemeinschaftliche Befreiungsvorschrift vorsätzlich nicht umgesetzt habe, weil bis zur Urteilsverkündung im Jahre 2005 die Rechtslage ungeklärt gewesen sei.     

Hinweis:

Steuerpflichtige, die gegen ihre bestandskräftigen Umsatzsteuerfestsetzungen Einspruch unter Hinweis auf die Emmott’sche Fristenhemmung eingelegt haben, werden demnächst von ihrem Finanzamt eine Einspruchsablehnung erhalten. 

Im Übrigen sind die Umsätze aus Geldspielautomaten – unabhängig ob der Betreiber ein privates Unternehmen oder eine öffentliche Spielbank ist – seit dem 6.5.2006 steuerpflichtig. 

Quelle: BFH-Urteile vom 23. November 2006, V R 51/05 und V R 67/05, BFH/NV 2007 S. 628 und 630; BFH-Pressemitteilung vom 14. Februar 2007, Nr. 16/07, LEXinform Nr. 0173152

10. Steuern sparen durch Vermögensverlagerung auf Kinder

Ab 2007 wurden die Sparerfreibeträge nahezu halbiert: bei Ledigen betragen sie 750 €, bei Verheirateten 1.500 €, zuzüglich der Werbungskostenpauschale von 51 € bzw. 102 €. Steuerpflichtige, die aus Zinsen und Dividenden höhere Einkünfte erzielen, müssen sie, soweit sie über diesem Betrag liegen, versteuern. Um das zu vermeiden, kann es sich anbieten, Vermögen und die dazugehörenden Einkünfte auf Kinder zu übertragen. 

Kinder haben häufig kein eigenes Einkommen. Damit kann bei ihnen - ohne Steuern zahlen zu müssen - nicht nur der Sparerfreibetrag ausgeschöpft werden, sondern auch das steuerliche Existenzminimum, das derzeit bei 7.664 € pro Person liegt. Damit die Übertragung auch steuerlich anerkannt wird, sind einige Voraussetzungen zu beachten:

Die Kinder müssen nicht nur zivilrechtlicher Eigentümer des in ihrem Namen angelegten Geldvermögens sein, sondern ihnen müssen auch die Ansprüche gegenüber der Bank zustehen, wie etwa durch eine ausdrückliche Regelung zur Begünstigung und Gläubigerstellung des Kindes. Darüber hinaus müssen auch alle sonstigen Folgerungen getroffen werden, die sich aus der endgültigen Vermögensübertragung ergeben. Dazu müssen die Eltern das Vermögen der Kinder und der daraus erzielten Einkünfte entsprechend der elterlichen Vermögensvorsorge verwalten. Das Geldvermögen muss quasi wie fremdes Vermögen behandelt werden, sonst werden die Einkünfte weiterhin den Eltern zugerechnet. So kann bspw. bei der Errichtung eines Sparkontos klargestellt werden, dass eine Verfügungsbefugnis der Eltern nur auf dem elterlichen Sorgerecht beruht und tatsächlich entsprechend verfahren wird. 

Hinweis:

Das heißt, mit dem Sparguthaben kann bspw. der Sprachaufenthalt im Ausland oder der Besuch einer Privatschule bestritten werden. Die Kosten für das Auto der Eltern dürfen darüber aber nicht finanziert werden. Es kann empfohlen werden, diese Ausgaben zugunsten des Kindes mit Quittungen o.ä. zu belegen und auf die Kontoabhebungen alsbald die entsprechenden Ausgaben folgen zu lassen.  

Falls die o.g. Voraussetzungen erfüllt werden können, sind auch noch weitere steuerliche und sonstige Folgen zu beachten. So kann bspw. Schenkungsteuer anfallen. Die Freibeträge sind aber sehr großzügig bemessen, so dass Schenkungsteuer bei einer Vermögensübertragung auf Kinder erst dann anfällt, wenn der Freibetrag von 205.000 € überschritten wurde. Zu beachten ist außerdem, dass bei volljährigen Kindern das Kindergeld vollständig wegfällt, wenn die Einkünfte im Jahr über 7.680 € liegen. Auch könnten Krankenversicherungsbeiträge fällig werden, wenn die Einkommensgrenzen für eine beitragsfreie Familienversicherung überstiegen werden.  

Hinweis:

Möchten Sie Vermögen steuerlich günstig auf Ihre Kinder oder andere nahe stehende Personen übertragen, lassen Sie sich im Vorfeld von uns beraten. Schenkungen lassen sich nur im Ausnahmefall rückgängig machen. Vermögen, das später noch selbst gebraucht wird, sollte generell nicht verschenkt werden. 

Quelle: OFD-Magdeburg, Verfügung vom 26. Januar 2007, S 2252 90 St 214, LEXinform Nr. 5230631

11. Bewirtungsaufwand als Werbungskosten abziehbar?

Trägt ein Arbeitnehmer die Kosten für die Bewirtung von Gästen und liegt dem ein persönlicher Anlass zu Grunde, können die Aufwendungen nicht als Werbungskosten steuerlich berücksichtigt werden. Nach ständiger Rechtsprechung werden die Kosten als nichtabzugsfähige Kosten der privaten Lebensführung beurteilt. Doch zwischenzeitlich stehen die Chancen nicht schlecht, den Werbungskostenabzug doch zu bekommen. Bereits 2003 hatte der BFH durch Urteil entschieden, dass ein vom Arbeitgeber ausgerichtetes Fest anlässlich des 60. Geburtstages eines Mitarbeiters bei diesem unter bestimmten Voraussetzungen nicht der Lohnsteuer unterliegt – also kein steuerpflichtiger Arbeitslohn vorliegt. 

Nun musste sich der BFH in einem Fall äußern, in dem ein General der Bundeswehr in den Ruhestand verabschiedet wurde und dessen Dienstgeschäfte im Rahmen einer militärischen Veranstaltung auf seinen Nachfolger übertragen wurden. Nach der Veranstaltung wurde zum Empfang im Offiziersheim geladen, an dem Bundeswehrangehörige sowie Gäste von außerhalb teilnahmen. Einen Teil der Bewirtungskosten musste der Steuerpflichtige selbst tragen und wollte diese anschließend in seiner Steuererklärung als Werbungskosten abziehen. Sowohl das Finanzamt als auch das Finanzgericht versagten ihm den Abzug: Bewirtungsaufwendungen seien nur dann anzuerkennen, wenn sie rein beruflichen Zwecken dienten. Hier aber stünden sie mit einem herausragenden persönlichen Ereignis im Zusammenhang, nämlich der Verabschiedung in den Ruhestand. Die Kosten seien somit insgesamt nicht abziehbar.

Der BFH beurteilte die Sache anders: man könne nicht allein den Anlass der Veranstaltung als maßgebliches Indiz heranziehen. Vielmehr müsste im Rahmen einer Gesamtwürdigung auch auf weitere Umstände abgestellt werden. Für die berufliche oder private Veranlassung sei von Bedeutung:

· in wessen Räumlichkeiten die Veranstaltung stattfindet,

· wer als Gastgeber auftritt,

· wer die Gästeliste bestimmt und

· ob es sich bei den Gästen um Kollegen, Geschäftsfreunde, Pressevertreter oder um private Bekannte und Angehörige des Steuerpflichtigen handelt.

Im Urteilsfall sprachen all diese Indizien für eine berufliche Veranlassung, weshalb der BFH auch die vom Steuerpflichtigen getragenen Kosten dem Grunde nach als Werbungskosten beurteilte. Daneben entschied der BFH, dass die Verabschiedung in den Ruhestand nicht allein ein persönliches Ereignis sei, sondern überwiegend beruflichen Charakter habe. Denn sie stelle in erster Linie den letzten Akt im aktiven Dienst des Steuerpflichtigen dar. 

Quelle: BFH-Urteil vom 11. Januar 2007, VI R 52/03, BFH/NV 2007 S. 591; BFH-Pressemitteilung vom 14. Februar 2007, Nr. 17/07, LEXinform Nr. 0173153

12. Ferienwohnung bei ausschließlicher Fremdvermietung

Steuerpflichtige, die mit einer Ferienwohnung Vermietungsverluste steuerlich geltend machen wollen, nimmt das Finanzamt oft genau unter die Lupe. Besonders wenn die Ferienwohnung fremd finanziert wurde und in den ersten Jahren nur Verluste anfallen, stellt sich das Finanzamt nicht selten auf den Standpunkt, der Steuerpflichtige handele nicht mit Einkunftserzielungsabsicht, weshalb die Verluste steuerlich nicht anzuerkennen seien.

So erging es auch einem Ehepaar, das eine Ferienwohnung im Sauerland vermietete. Die Ferienwohnung wurde ausschließlich an wechselnde Feriengäste vermietet. Weil das Objekt vollständig über Kredit finanziert wurde, ergab sich von Anfang an für die Eheleute unter dem Strich nur ein Verlust. Als sie diesen steuerlich geltend machen wollten, vertrat das Finanzamt die Ansicht, man könne nicht von einer Einkunftserzielungsabsicht ausgehen. Der Verlust sei deswegen steuerlich nicht relevant. Die Eheleute klagten daraufhin vor dem Finanzgericht, denn nach ständiger Rechtsprechung durch den BFH müssen die Verluste steuerlich berücksichtigt werden, wenn die Vermietung auf Dauer angelegt sei und ausschließlich an wechselnde Feriengäste vermietet werde. Überraschenderweise kam das Finanzgericht zu einer anderen Auffassung: da die Mieteinnahmen in einem krassen Missverhältnis zu den Schuldzinsen stünden, sei absehbar, dass kein Totalüberschuss zu erwirtschaften sei. Nach der Prognose des Finanzgerichts sei ein Totalgewinn nicht erzielbar und damit läge auch keine Einkunftserzielungsabsicht vor.

Die Steuerpflichtigen legten gegen das Urteil Revision beim BFH ein, wo sie schließlich Recht bekamen. Der BFH bestätigte seine bisherige Rechtsprechung. Werde eine Ferienwohnung ausschließlich an wechselnde Feriengäste vermietet und in der übrigen Zeit dafür bereitgehalten, dürfe die Einkünfteerzielungsabsicht nicht allein wegen zu hoher Verluste geprüft werden. Die Verluste müssten bei solchen Voraussetzungen immer anerkannt werden.    

Hinweis:

Ausnahmsweise darf das Finanzamt dann eine Prognoserechnung verlangen, wenn die ortsübliche Belegungszeit um 25 % unterschritten wird. 

Aktuell hat das Finanzgericht Düsseldorf zu einem Fall Stellung genommen, bei dem der Vermieter nicht nur das Haus durch Kredit finanziert hat, sondern auch die Zinsen für den Kredit selbst. Das Finanzgericht urteilte, dass die Vermietungsverluste steuerlich nicht anzuerkennen sind, da es bei solchen Fällen allein darum gehe, den Verlust zu vergrößern. 

Quelle: BFH-Urteil vom 24. August 2006, IX R 15/06, BFH/NV 2007 S. 540; FG Düsseldorf, Pressemitteilung vom 5. Februar 2007, 16 K 2763/05, LEXinform Nr. 173105

13.  Spekulationsverluste im Entstehungsjahr geltend machen

Verluste aus privaten Veräußerungsgeschäften können steuerlich nicht mit Einkünften aus anderen Einkunftsarten, wie etwa mit Gewinnen aus Gewerbebetrieb, verrechnet werden. Ein Verlustausgleich ist nur mit anderen Spekulationsgewinnen möglich. Der BFH entschied, dass Verluste aus Spekulationsgeschäften selbst dann noch geltend gemacht werden können, wenn für das Verlustentstehungsjahr ein bestandskräftiger Einkommensteuerbescheid bereits vorliegt. Anders als bei anderen Einkunftsarten sei hier nämlich kein gesondertes Feststellungsverfahren im Jahr der Verlustentstehung vorgeschrieben. Erst wenn die Verluste später mit Gewinnen aus privaten Veräußerungsgeschäften verrechnet werden, was mitunter erst nach Jahren der Fall sein kann, müssen nach dem Urteil des BFH die damaligen Verluste geltend gemacht werden. Ob dann der jeweilige Einkommensteuerbescheid aus dem Jahr der Verlustentstehung bereits bestandskräftig ist oder nicht, spiele keine Rolle.

Aus dem Urteil folgt, dass Spekulationsverluste auch noch nach vielen Jahren erst dann geltend gemacht werden müssen, wenn sie mit Spekulationsgewinnen verrechnet werden sollen. Dem hat nun die Finanzverwaltung einen Riegel vorgeschoben: sie will das Urteil nicht über den entschiedenen Einzelfall hinaus anwenden. Das bedeutet, dass Spekulationsverluste genauso wie alle anderen Einkünfte im Jahr ihrer Entstehung in der Einkommensteuererklärung geltend zu machen sind, damit sie später mit Gewinnen aus privaten Veräußerungsgeschäften ausgeglichen werden können. 

Hinweis:

Werden die Spekulationsverluste nicht rechtzeitig erklärt und wird die Steuerfestsetzung anschließend bestandskräftig, sind die Verluste nach Auffassung der Finanzverwaltung steuerlich verloren. Wer 
aber trotzdem noch von dem positiven BFH-Urteil profitieren möchte, muss ggf. ein finanzgerichtliches Verfahren in Kauf nehmen.  

Quelle: BMF-Schreiben vom 14. Februar 2007, IV C 3 S 2256 12/07, www.bundesfinanzministerium.de; BFH-Urteil vom 22. September 2005, IX R 21/04, DB 2006 S. 933

------------------------------------------------------------------------------------------------------------
14. Milliardenrückzahlung an Aktionäre?

Der EuGH hat das bis zum Jahr 2000 in Deutschland geltende Körperschaftsteueranrechnungsverfahren für nicht vereinbar mit der EU-Kapitalverkehrsfreiheit erklärt. Nach damals geltendem Recht haben in Deutschland unbeschränkt Steuerpflichtige Anspruch auf eine Steuergutschrift, wenn sie von deutschen Gesellschaften eine Dividende erhielten. Dabei wurden 3/7 der ausgeschütteten Dividende von der Einkommensteuerschuld abgezogen. Stammte die Dividende jedoch von einer Gesellschaft, die in einem anderen EU-Mitgliedstaat sitzt, konnten die Aktionäre nicht von dem Anrechnungsmechanismus profitieren.  

Im entschiedenen Fall erhielt ein deutscher Steuerpflichtiger in den Jahren 1995 bis 1997 Dividenden von Gesellschaften, die ihren Sitz in den Niederlanden und Dänemark hatten. Nach seinem Ableben beantragten die Erben erfolglos eine Steuergutschrift für die Dividenden, was ihnen das Finanzamt nicht zubilligte. Daraufhin klagten die Erben vor dem Finanzgericht Köln, der die Rechtsfrage an den EuGH weiterleitete. 

Dieser entschied schließlich, dass die deutsche Regelung den freien Kapitalverkehr einschränke und letztlich dadurch ausländische Gesellschaften darin behindert werden, in Deutschland Kapital zu sammeln. Ursächlich für die deutsche Regelung des Anrechnungsverfahrens sei, dass eine Doppelbesteuerung der Dividenden, die bereits auf Ebene der Kapitalgesellschaft mit Körperschaftsteuer belastet wurden, verhindert werden soll. Werde das Anrechnungsverfahren allerdings auf Dividenden von deutschen Gesellschaften beschränkt, werden Steuerpflichtige benachteiligt, die Dividenden von ausländischen Gesellschaften erhalten.   

Darüber hinaus legte der EuGH fest, dass sein Urteil nicht hinsichtlich seiner zeitlichen Wirkung beschränkt sein soll. Hintergrund dafür war ein entsprechender Antrag der Bundesregierung. Gegen eine zeitliche Beschränkung brachte sie vor, dass sich das Urteil schwerwiegend wirtschaftlich auswirken könnte, da mit Steuerausfällen von 5 Mrd. € gerechnet werde. Aber auch das ebenso hervor gebrachte Argument, die Rechtslage sei hinsichtlich der Vereinbarkeit mit dem Gemeinschaftsrecht unsicher gewesen, ließ der EuGH nicht gelten. 

Hinweis:

Das Halbeinkünfteverfahren löste ab 2001 das Anrechnungsverfahren im deutschen Körperschaftsteuerrecht ab. Dividenden von ausländischen Gesellschaften unterliegen ab 2001 dem Halbeinkünfteverfahren, d.h., dass für einschließlich im Jahr 2000 zugeflossene Dividenden das Anrechnungsverfahren galt.

Steuerpflichtige können daher von dem Urteil profitieren, wenn ihre Einkommensteuerbescheide bis einschließlich 2000 noch nicht bestandskräftig sind, z.B. wenn sie unter dem Vorbehalt der Nachprüfung stehen und noch keine Festsetzungsverjährung eingetreten ist. Wenden Sie sich an uns, wenn Sie Fragen haben. Wir helfen Ihnen gerne weiter!

Quelle: EuGH-Urteil vom 6. März 2007, C 292/04, LEXinform Nr. 5210439; EuGH-Pressemitteilung vom 6. März 2007, Nr. 19/07, LEXinform Nr. 0173213; BMF-Pressemitteilung vom 6. März 2007, Nr. 22/07, www.bundesfinanzministerium.de
15. Finanzverwaltung äußert sich zum Abzug von Kinderbetreuungskosten

Ab dem Veranlagungszeitraum 2006 können Kinderbetreuungskosten verstärkt steuerlich geltend gemacht werden. Das Bundesministerium der Finanzen hat sich nun in einem umfassenden Schreiben zu Detailfragen im Zusammenhang mit Kinderbetreuungskosten geäußert.

Grundvoraussetzung ist, dass es sich um eine Dienstleistung zur Betreuung eines Kindes handeln muss. Dafür kommen z.B. in Betracht:

· die Unterbringung von Kindern in Kindergärten, -tagesstätten, -horten und -krippen sowie bei Tagesmüttern und in Ganztagspflegestellen,

· die Beschäftigung von Kinderpflegerinnen, Erzieherinnen und Kinderschwestern,

· die Beschäftigung einer Haushaltshilfe, soweit sie Kinder betreut,

· Hausaufgabenbetreuung.

Kinderbetreuung durch Angehörige wird nur anerkannt, wenn ein fremdübliches Vertragsverhältnis zugrunde liegt. Auch dürfen die Leistungen nicht auf familienrechtlicher Grundlage unentgeltlich erbracht werden, wie etwa innerhalb einer eheähnlichen Lebensgemeinschaft.

Berücksichtigt werden können Ausgaben in Geld oder Geldeswert (Wohnung, Kost, Waren, Sachleistungen) sowie auch Erstattungen an die Betreuungsperson (z.B. Fahrtkosten). So ist z.B. der Fahrtkostenersatz auch dann abzugsfähig, wenn die Betreuung ansonsten unentgeltlich ist. Aufwendungen für die Fahrten des Kindes zur Betreuungsperson können nicht berücksichtigt werden. Wird ein einheitliches Entgelt für die Kindesbetreuung als auch für andere Leistungen gezahlt, ist ggf. der abzugsfähige Anteil zu schätzen. 

Hinweis:

Bei Au-Pairs sollte der Umfang der Kinderbetreuung vertraglich festgelegt werden. Ansonsten können 50 % der Aufwendungen berücksichtigt werden.

Kosten für Unterricht (Schulgeld, Nachhilfe), für die Vermittlung besonderer Fähigkeiten oder für Freizeitbetätigungen (Musikunterricht, Sportverein) können nicht berücksichtigt werden. Gleiches gilt für Verpflegungsaufwand.

Eine weitere Voraussetzung ist die Haushaltszugehörigkeit: das Kind muss zum Haushalt des Steuerpflichtigen gehören oder mit seiner Einwilligung vorübergehend auswärtig untergebracht sein. Bei nicht zusammenlebenden Eltern ist grundsätzlich die Meldung des Kindes oder die Zahlung des Kindergeldes an einen Elternteil maßgebend.

Grundsätzlich ist nur der Elternteil zum Abzug berechtigt, der die Aufwendungen getragen hat. Trifft das auf beide zu, können sie grundsätzlich nur den hälftigen Höchstbetrag geltend machen. Etwas anderes gilt bei verheirateten Eltern oder wenn einvernehmlich eine andere Aufteilung angezeigt wurde. Die Betreuung von Stiefkindern und Enkelkindern wird nicht gefördert.

Maximal dürfen 2/3 der Aufwendungen, höchstens 4.000 € pro Jahr und Kind abgezogen werden.

Beispiel: 

Die Eheleute Müller sind beide berufstätig. Für die Kinderbetreuung werden insgesamt 6.500 € gezahlt. Davon können 2/3 = 4.333,33 €, maximal 4.000 € wie Werbungskosten abgezogen werden.

Der Höchstbetrag ermäßigt sich nicht zeitanteilig, wenn Kinderbetreuungskosten nicht regelmäßig geleistet wurden. Liegen die gesetzlichen Voraussetzung nicht das ganze Jahr vor, etwa weil die Erwerbstätigkeitsvoraussetzungen nur in einigen Monaten vorlagen, so sind die Kinderbetreuungskosten diesen Monaten zuzuordnen. Aber auch für diesen Zeitraum können die Kosten bis maximal 4.000 € berücksichtigt werden. 

Wichtig ist der Nachweis der Betreuungsaufwendungen: dazu ist eine Rechnung und der Nachweis zur Zahlung auf das Konto des Empfängers erforderlich. Barzahlungen gegen Quittung reichen nicht aus. Als Rechnung anerkannt werden:

· der schriftliche Arbeitsvertrag bei einem sozialversicherungspflichtigen Beschäftigungsverhältnis oder Mini-Job,

· der Au-Pair-Vertrag bei Au-Pair-Verhältnissen,

· der Beitragsbescheid bei Betreuung in einem Kindergarten oder Hort,

· eine detaillierte Quittung, z.B. über Nebenkosten zur Betreuung.

Hinweis:

Hier gibt es eine Übergangsregelung für 2006: für Aufwendungen bis zum 31.12.2006 müssen keine Rechnungen und Kontobelege eingereicht werden, wenn ansonsten ein anderer Nachweis, z.B. eine Bestätigung der Tagesmutter, vorgelegt werden kann. 

Sind beide Elternteile oder der Alleinerziehende erwerbstätig, sind die Kosten bis zum 14. Lebensjahr des Kindes als Betriebsausgaben oder Werbungskosten abzugsfähig. Erwerbstätig ist, wer unter Einsatz der persönlichen Arbeitskraft einer Beschäftigung zur Erzielung von Einkünften nachgeht. Dazu zählt nicht ein Studium; gleiches gilt für Vermögensverwaltung und Liebhaberei. Minijobs können zur Erwerbstätigkeit führen. Wird die Erwerbstätigkeit bspw. wegen Krankheit, Urlaub oder Arbeitslosigkeit unterbrochen, können die Kosten für Kinderbetreuung weiterhin als Betriebsausgaben oder Werbungskosten abgezogen werden, längstens für einen zusammenhängenden Zeitraum von vier Monaten. 

Die Betreuungsaufwendungen können Arbeitnehmer neben dem Arbeitnehmer-Pauschbetrag geltend machen. Die Eintragung eines Freibetrags auf der Lohnsteuerkarte ist möglich. Grundsätzlich sind die Aufwendungen derjenigen Einkunftsart zuzuordnen, durch die sie auch verursacht wurden. 

Hinweis:

Kosten für den Babysitter, die durch die Freizeitgestaltung des Steuerpflichtigen (z.B. abendlicher Kinobesuch) notwendig geworden sind, können nicht steuerlich berücksichtigt werden. 

Ebenfalls bis zum 14. Lebensjahr des Kindes können diejenigen Eltern Kinderbetreuungskosten abziehen, die sich in Ausbildung befinden, behindert oder dauerhaft krank sind bzw. der andere Elternteil erwerbstätig ist. Die Kosten werden als Sonderausgaben berücksichtigt. All diejenigen Eltern, die die vorgenannten Voraussetzungen nicht erfüllen, können die Kosten immerhin noch vom 3. bis zum 6. Lebensjahr als Sonderausgaben abziehen.  

Können die Kosten weder als Betriebsausgaben, Werbungskosten oder Sonderausgaben abgezogen werden, kommt eventuell noch ein Abzug als außergewöhnliche Belastung in Frage. Sind die Kosten aber grundsätzlich als Kinderbetreuungskosten abziehbar, ist eine weitere Berücksichtigung auch nicht im Rahmen einer haushaltsnahen Dienstleistung oder eines Beschäftigungsverhältnisses möglich. Das gilt sowohl für die nichtabziehbaren 1/3 der Aufwendungen als auch für die Kosten, die den Höchstbetrag von 4.000 € je Kind übersteigen.

Hinweis: 

Die Regelungen zum Abzug von Kinderbetreuungskosten sind zum Teil sehr unübersichtlich und bieten jede Menge Fallstricke. Lassen Sie sich am besten im Vorfeld beraten, wie Sie mit welchen Gestaltungen den höchstmöglichen Abzug der Betreuungskosten erreichen können. 

Quelle: OFD-Frankfurt am Main, Verfügung vom 11. Juli 2007, S 7104 A 47 St 11, LEXinform Nr. 5230295

16. Geldwerte Vorteile aus Aktienoptionsprogrammen steuerlich begünstigt

Aktienoptionen werden nicht an Mitarbeiter ausgegeben, um bereits erbrachte Arbeit zusätzlich zu entlohnen, sondern um als Anreiz für die zukünftige Arbeitsleistung zu wirken. Der geldwerte Vorteil aus dem Aktienbezug muss als Arbeitslohn versteuert werden. Wie der BFH in einem aktuellen Urteil feststellte, kann dieser nach der sog. Fünftel-Regelung begünstigt besteuert werden.

Entschieden werden musste in einem Fall, bei dem eine Arbeitnehmerin an dem Aktienoptionsprogramm ihres Arbeitgebers teilnahm. Insgesamt konnte sie innerhalb von 10 Jahren 325 Aktien beziehen. Sollte sie aus dem Unternehmen ausscheiden, mussten spätestens ein Jahr später die verbliebenen Aktien in Anspruch genommen werden. Als sie 5 Jahre später bei ihrem Dienstherrn ausschied, hatte sie bereits 180 Stück bezogen; die restlichen 145 Aktien bezog sie ein Jahr später. Den geldwerten Vorteil von rund 55.000 € wollte sie ermäßigt besteuern lassen, da es sich ihrer Meinung nach um eine Vergütung für mehrjährige Tätigkeiten handelte. Die Anwendung der sog. Fünftelregelung hätte für sie eine erhebliche steuerliche Entlastung bedeutet. Das Finanzamt lehnte die Tarifbegünstigung ebenso ab wie das im Nachgang angerufene Finanzgericht. Die Steuerpflichtige habe ihre Aktienoptionen nicht einheitlich ausgeübt sondern in Etappen. Diese Vorgehensweise sei für die Anwendung der Fünftel-Regelung schädlich, so die Begründung des Finanzgerichtes. 

Schließlich bekam sie vor dem BFH doch noch Recht. Aktienoptionen führen beim Empfänger erst dann zu Arbeitslohn, wenn sie ausgeübt werden und nicht bereits dann, wenn sie eingeräumt werden, so die inzwischen gefestigte Rechtsprechung. Da sie als Anreizlohn gewährt werden, stellen sie im Regelfall eine Vergütung für eine mehrjährige Tätigkeit dar, wenn der Arbeitnehmer mindestens 12 Monate zwischen Einräumung und Ausübung beschäftigt war, so die Begründung des BFH. Auch entfalle die Tarifermäßigung dann nicht, wenn wiederholt Aktienoptionen eingeräumt werden oder die Optionen nicht auf einmal sondern in Etappen erfüllt werden. Denn sonst könne eine Gleichbehandlung nicht mit denjenigen Arbeitnehmern erreicht werden, die bei einer geringeren Anzahl von Optionsrechten und einheitlicher Ausübung die gleichen geldwerten Vorteile erreichen. 

Hinweis:

Eine populäre erfolgsorientierte Vergütung sind Tantiemen. Hierbei handelt es sich aber um eine Art Zusatzentlohnung für das vergangene Geschäftsjahr. Bei Aktienoptionen ist das anders: hier geht der Wertzuwachs der Aktien der gesamten Laufzeit ein. Deshalb bewirkt jede ausgeübte Option eine Entlohnung für diese Laufzeit. 

Quelle: BFH-Urteil vom 19. Dezember 2006, VI R 136/01, DStR 2007 S. 234; BFH-Pressemitteilung vom 31. Januar 2007, Nr. 12/07, LEXinform Nr. 0173085

17. Nachzahlungszinsen auch weiterhin nicht abziehbar

Steuernachforderungen oder –erstattungen werden verzinst, wenn die Steuerfestsetzung für ein bestimmtes Jahr erst nach 15 Monaten oder später erfolgt. Aber auch wenn es bei einer Betriebsprüfung dazu kommt, dass ein Mehrergebnis festgestellt wird und die Steuerbescheide von zurückliegenden Jahren nachträglich zugunsten des Fiskus geändert werden, muss der Steuerpflichtige zusätzlich zu den nachzuzahlenden Steuern auch noch Zinsen zahlen. Der Zinssatz beträgt 0,5 % für jeden Monat. 

Im Falle einer Erstattung muss das Finanzamt den rückständigen Betrag gegenüber dem Steuerpflichtigen verzinsen. Die Zinsen sind bei ihm steuerpflichtig, da es sich um Einkünfte aus Kapitalvermögen handelt. Muss der Steuerpflichtige Zinsen ans Finanzamt zahlen, kann er diese ab dem Veranlagungszeitraum 1999 steuerlich nicht mehr geltend machen. Diese gesetzliche Einschränkung empfanden viele Steuerpflichtige als ungerecht, denn bis zu diesem Zeitpunkt  waren die Zinsen immerhin noch als Sonderausgaben abzugsfähig. Die Regelung galt für alle Nachzahlungszinsen, die nach dem 31.12.1998 gezahlt wurden. Damit waren auch Zinsen für Veranlagungszeiträume betroffen, die vor 1999 lagen. Dieser Umstand mehrte die Stimmen, dass es sich dabei um eine verfassungswidrige Rückwirkung handeln könne. Nun hat der BFH inzwischen in dem dazu eingeleiteten Musterprozess entschieden, dass die Streichung des Sonderausgabenabzugs verfassungskonform abgelaufen ist. 

Geklagt hatte ein Steuerpflichtiger, der wegen einer Außenprüfung für die Jahre 1991 bis 1995 Nachzahlungszinsen von ca. 14.000 € zu zahlen hatte. Er beglich die Zinsen beim Finanzamt am 31.12.1999 und machte sie daraufhin in seiner Einkommensteuererklärung 1999 als Sonderausgaben geltend. Das Finanzamt versagte im erwartungsgemäß den Abzug, war doch die Zahlung nach dem 31.12.1998 geleistet worden.  

Die Streichung des Sonderausgabenabzugs für Nachzahlungszinsen verstoße nicht gegen das Verbot der echten Rückwirkung bzw. der unzulässigen Rückbeziehung von Rechtsfolgen, urteilte der BFH. Nachdem die Zinsen erst am 31.12.1999 gezahlt wurden, der Wegfall des Sonderausgabenabzugs bereits per Gesetz am 31.3.1999 verkündet wurde, scheide eine Rückwirkung von Rechtsfolgen offensichtlich aus. 

Hinweis:

Der Zinssatz beträgt 0,5 % pro Monat. Wird bspw. eine Einkommensteuernachforderung von 10.000 € für das Jahr 2004 am 16.3.2007 per Bescheid festgesetzt, müssen Nachzahlungszinsen gezahlt werden. Der Zinslauf beginnt am 1.4.2005 und dauert über 11 volle Monate. Daraus ergeben sich Zinsen von insgesamt 550 €. 

Quelle: BFH-Urteil vom 15. November 2006, XI R 73/03, DStR 2007 S. 294

18. Aufwendungen für das Fällen von Birken wegen Allergie

Das Finanzgericht Düsseldorf hat die Kosten für das Fällen von 67 Birken als außergewöhnliche Belastung steuerlich anerkannt. Im entschiedenen Fall ließ ein Steuerpflichtiger, dessen Tochter an einer schweren Birkenpollenallergie litt, sich das Fällen der Bäume rund 8.000 € kosten. Diese wollte er steuermindernd bei seiner Einkommensteuerfestsetzung berücksichtigen lassen.

Das Finanzamt lehnte dies ab. Die Entfernung der allergieauslösenden Stoffe sei nur dann als außergewöhnliche Belastung zu berücksichtigen, wenn von diesen eine Gesundheitsgefährdung, wie etwa bei Formaldehyd, ausginge und sich diese in einer Wohnung befänden. Von Birken gehe aber zum 
einen keine ähnliche Gesundheitsgefährdung aus und zum anderen befänden sich die Birken nicht innerhalb der Wohnung. Die Kosten für das Fällen könnten daher keine außergewöhnlichen Belastungen sein. Ferner habe der Steuerpflichtige vor Beginn der Maßnahmen kein amts- oder vertrauensärztliches Attest gehabt, was nach Ansicht des Finanzamtes notwendig gewesen sei, um eine steuerliche Anerkennung zu erreichen. 

Das Düsseldorfer Finanzgericht teilte die Auffassung des Finanzamtes aber nicht. Zwar habe vor dem Fällen der Birken kein amtsärztliches Gutachten vorgelegen, die Kosten könnten aber dennoch als außergewöhnliche Belastung berücksichtigt werden. Denn die amtsärztliche Bescheinigung wurde nachgeholt, wodurch die medizinische Notwendigkeit dieser Maßnahme im Nachgang bestätigt wurde.    

Hinweis:

Sollte der Abzug als außergewöhnliche Belastung nicht möglich sein, so kommt für Baumfällarbeiten sowie für alle anderen Handwerksarbeiten, die in einem inländischen Haushalt des Steuerpflichtigen erbracht werden, ab 2006 eine Steuerermäßigung für haushaltsnahe Dienstleistungen in Betracht. Von den Aufwendungen können 20 %, maximal 600 €, direkt von der Steuer abgezogen werden. Voraussetzung dafür ist, dass eine Rechnung vorgelegt werden kann und die Zahlung durch einen Kontoauszug des Empfängers der Dienstleistung nachgewiesen wird. 

Quelle: FG Düsseldorf, Urteil vom 2. März 2006, 11 K 2589/05 E, EFG 2006 S. 744; FG Düsseldorf, Pressemitteilung vom 20. März 2006, LEXinform Nr. 0172284

19. Keine Grunderwerbsteuer bei Schenkung von KG-Anteilen

Befinden sich im Vermögen einer Personengesellschaft auch Grundstücke, kann Grunderwerbsteuer anfallen, wenn sich der Gesellschafterbestand so ändert, dass mindestens 95 % der Anteile auf neue Gesellschafter übergehen. Dieser Umstand ist besonders jetzt zu beachten, da momentan grundstücksverwaltende GmbH und Co. KGs noch von den erbschaftsteuerlichen Begünstigungen des Betriebsvermögensfreibetrags sowie des Bewertungsabschlags profitieren können. Doch tritt überhaupt Grunderwerbsteuerpflicht ein, wenn Anteile an einer Personengesellschaft verschenkt oder vererbt werden? Denn schließlich sind Grundstücksschenkungen oder –erbschaften von der Grunderwerbsteuer befreit. Darüber musste kürzlich der BFH befinden.  

Im Streitfall wurde eine GmbH und Co. KG von zwei Geschwistern gegründet, die als Kommanditisten beteiligt wurden und ihren Grundbesitz in die KG einbrachten. Dann verschenkten sie ihre KG-Anteile an einen Verwandten. Das Finanzamt sah darin einen grunderwerbsteuerpflichtigen Vorgang, da mehr als 95 % der Anteile auf eine andere Person übertragen wurden. Die Steuerpflichtigen waren aber der Meinung, dass der Vorgang steuerfrei sei, weil die Anteile schließlich verschenkt wurden. Das Finanzgericht schloss sich der Auffassung des Finanzamtes an: die Steuerbefreiungsvorschrift sei hier nicht anwendbar, denn schließlich wurden nicht Grundstücke verschenkt sondern Kommanditanteile.

Der BFH wiederum gab der Klage schließlich statt. Die Steuerbefreiungsvorschrift bei Schenkungen und Erbschaften sei dazu da, dass dieser Vorgang nicht doppelt versteuert werden müsse: nämlich mit Erbschaftsteuer und zusätzlich noch mit Grunderwerbsteuer. Die Übertragung der KG-Anteile sei daher nicht grunderwerbsteuerpflichtig.

Hinweis:

Nach den Plänen der anstehenden Erbschaftsteuerreform sind vermögensverwaltende GmbH und Co. KG erbschaftsteuerlich nicht mehr begünstigt, d.h. sie können nicht von der geplanten Stundungs- und Erlassregelung profitieren, da an fremde Dritte überlassenes Betriebsvermögen nicht zum sog. begünstigten Vermögen gehört. Bis das neue Erbschaftsteuergesetz in Kraft tritt, kann noch das bisherige Erbschaft- und Schenkungsteuerrecht angewandt werden. Durch das obige BFH-Urteil besteht nun auch Rechtssicherheit, dass keine Grunderwerbsteuer anfällt.

Quelle: BFH-Urteil vom 12. Oktober 2006, II R 79/05, BFH/NV 2007 S. 605

20. Kindergeld trotz Vollzeitjob

Zum Kindergeld für volljährige Kinder hat der BFH eine wichtige Entscheidung getroffen und damit seine bisherige Rechtsprechung geändert. Eltern von volljährigen Kindern, deren Einkünfte und Bezüge den Jahresgrenzbetrag von derzeit 7.680 € übersteigen, haben weder einen Anspruch auf Kindergeld noch auf den steuerlichen Kinderfreibetrag. Bei der Berechnung des Jahresgrenzbetrages waren bisher diejenigen Monate aus der Ermittlung auszuklammern, in denen das Kind einer Vollzeitbeschäftigung nachging. 

Diese Art und Weise der Berechnung war für alle Eltern günstig, wenn sämtliche Einkünfte des Kindes einschließlich derer aus der Vollzeittätigkeit den Jahresgrenzbetrag überstiegen. Das Kindergeld entfiel dann nämlich unter Umständen nicht für das gesamte Jahr, sondern nur für die Monate, in denen das Kind einen Vollzeitjob ausübte. Nachteilig war diese Methodik für Eltern, wenn die Einkünfte des Kindes einschließlich der Einkünfte aus der Vollzeittätigkeit nicht den Jahresgrenzbetrag überstiegen. Der Kindergeldanspruch entfiel dann nämlich auch für diese Monate, obwohl eigentlich die gesetzlichen Voraussetzungen für das Kindergeld erfüllt waren. 

Diese Sichtweise hat der BFH in einem aktuellen Urteil geändert: künftig besteht der Kindergeldanspruch auch dann, wenn das Kind einen Vollzeitjob ausübt. Der BFH begründete seine Ansicht damit, dass die Nichtberücksichtigung eines Kindes für die Dauer einer Vollzeittätigkeit nicht dazu führen dürfe, dass nicht mindestens das Existenzminimum des Kindes beim Berechtigten steuerlich freigestellt würde. Finanziell würden durch die bisherige Berechnungsweise Eltern benachteiligt, deren Kinder in ihrem Vollzeitjob gering verdienen. Künftig müssen alle Einkünfte und Bezüge des Kindes bei der Prüfung berücksichtigt werden, ob der Jahresgrenzbetrag überschritten wird oder nicht. Eine zwischenzeitliche Vollzeitbeschäftigung spielt dabei keine Rolle mehr. 

Hinweis:

Wurde in Ihrem Fall Kindergeld für diejenigen Monate gestrichen, in denen das Kind eine Vollzeiterwerbstätigkeit ausübte? Sollte die entsprechende Kindergeldfestsetzung noch nicht bestandskräftig sein, prüfen Sie, ob Sie von der neuen Rechtsprechung profitieren können und sogar mit einer Kindergeldnachzahlung rechnen können. Wir helfen Ihnen dabei gerne!

Quelle: BFH-Urteil vom 16. November 2006, III R 15/06, BFH/NV 2007 S. 561; BFH-Pressemitteilung vom 7. Februar 2007, Nr. 13/07, LEXinform Nr. 0173113










































































































